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TEXTLICHE FESTSETZUNGEN

1. BAUPLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN

1.1 Allgemeine Wohngebiete (WA) gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 4 BauNVO

Innerhalb des WA-2-Gebiets sind die ausnahmsweise zulässigen Nutzungen (gemäß § 4 Abs. 3

BauNVO) Betriebe des Beherbergungsgewerbes, sonstige nicht störende Gewerbebetriebe, Anlagen

für Verwaltungen, Gartenbaubetriebe und Tankstellen gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO nicht zulässig.

1.2 Höhenlage der Gebäude gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 1 und Abs. 3 BauGB

Innerhalb des WA-2-Gebiets darf die Oberkante des fertigen Fußbodens im Erdgeschoss - gemessen

in der Mitte des Gebäudes - nicht höher als 0,50 m über Oberkante der fertigen erschließenden

Verkehrsfläche liegen.

1.3 Höhe baulicher Anlagen gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. §§ 16 und 18 BauNVO

a) Die Traufhöhe der Gebäude darf im WA-2-Gebiet eine Höhe von 6,20 m über Oberkante fertiger

Fußboden im Erdgeschoss nicht überschreiten (Traufhöhe = Schnittpunkt des aufgehenden

Außenmauerwerks mit der Außenfläche der Dacheindeckung).

b) Die Firsthöhe der Gebäude darf eine Höhe von maximal 9,00 m über Oberkante fertiger Fußboden

im Erdgeschoss nicht überschreiten.

1.4 Höchstzulässige Zahl der Wohnungen in Wohngebäuden gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB

Innerhalb des WA-2-Gebiets ist die höchstzulässige Zahl der Wohnungen bei freistehenden

Einzelhäusern auf maximal zwei begrenzt, bei Doppelhaushälften auf maximal eine.

1.5 Führung von Versorgungsleitungen gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 13 BauGB

Alle Versorgungsleitungen im Plangebiet sind unterirdisch zu verlegen.

1.6 Anpflanzung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 25 a

BauGB

a) Auf den privaten Baugrundstücken im WA-2-Gebiet ist ab einer Grundstücksgröße von 500 m² ein

großkroniger, standortgerechter Laubbaum zu pflanzen.

b) Je angefangene 500 m² öffentliche Straßenverkehrsfläche ist im Straßenraum ein großkroniger,

standortgerechter Laubbaum zu pflanzen.

2. ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN ÜBER DIE GESTALTUNG gemäß § 9 Abs. 4 BauGB

i.V.m. § 84 Abs. 6 NBauO

2.1 Dach- und Fassadengestaltung

a) Für die Hauptdachflächen der Gebäude sind nur geneigte Dächer mit einer Neigung

von mindestens 18° zulässig. Diese Regelung gilt nicht für Dächer von Dachaufbauten (Gauben),

Zwerchgiebeln, u.ä.

b) Dachaufbauten (Gauben) und Dacheinschnitte sind bis maximal ½ der Trauflänge der jeweiligen

Gebäudeseite zulässig und müssen einen Abstand von mindestens 1,50 m vom Ortgang bzw. vom

Walmgrad einhalten.

c) Garagen, Carports und Nebenanlagen sind von den vorstehenden Regelungen ausgenommen.

d) Bei Doppelhäusern und Hausgruppen sind die Dächer und die Fassaden hinsichtlich Dachneigung,

Material, Form und Farbe einheitlich zu gestalten.

2.2 Vorgärten

a) Innerhalb des WA-2-Gebiets wird der nicht überbaubare Grundstücksstreifen zwischen der

öffentlichen Verkehrsfläche, von der aus das betreffende Gebäude erschlossen ist und der

Gebäudefront - verlängert bis zu den seitlichen Grundstücksgrenzen, mindestens in einer Tiefe

von 3,00 m - als Vorgarten festgesetzt. Vorgärten sind, außer den notwendigen Zuwegungen und

Zufahrten, gärtnerisch anzulegen und dauerhaft zu unterhalten.

b) Einfriedungen des Vorgartens sind nur bis zu einer Höhe von maximal 0,80 m zulässig.

3. NACHRICHTLICHE ÜBERNAHMEN gemäß § 9 Abs. 6 BauGB und sonstige Hinweise

3.1 Überplanung des Bebauungsplans Nr. 17 „Dorfmitte, Teil 2“

Durch die 3. Änderung wird der rechtsverbindliche Bebauungsplan Nr. 17 „Dorfmitte, Teil 2“

(Ursprungsplan) in einem Teilbereich überplant. Mit Inkrafttreten der 3. Änderung werden für die

überplanten Flächen alle zeichnerischen und textlichen Festsetzungen des Ursprungsplans

unwirksam.

3.2 Artenschutz

Die Baufeldräumung (Beseitigung sonstiger Vegetationsstrukturen / Abschieben von

vegetationsbedecktem Oberboden) muss außerhalb der Brutsaison der Vögel des strukturierten

Offenlandes und der Gärten und Parkanlagen und somit zwischen Anfang August und Anfang März

erfolgen.

3.3 Archäologische Bodenfunde

Sollten bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten ur- oder frühgeschichtliche Bodenfunde (das können

u. a. sein: Tongefäßscherben, Holzkohleansammlungen, Schlacken sowie auffällige

Bodenverfärbungen u. Steinkonzentrationen, auch geringe Spuren solcher Funde) gemacht werden,

sind diese gemäß § 14 (1) des Niedersächsischen Denkmalschutzgesetzes meldepflichtig und

müssen der zuständigen unteren Denkmalschutzbehörde oder dem Niedersächsischen Landesamt

für Denkmalpflege - Abteilung Archäologie - Stützpunkt Oldenburg, Ofener Straße 15, Tel. 0441 -

20576615 unverzüglich gemeldet werden. Bodenfunde und Fundstellen sind nach § 14 (2) des

Niedersächsischen Denkmalschutzgesetzes bis zum Ablauf von 4 Werktagen nach der Anzeige

unverändert zu lassen, bzw. für ihren Schutz ist Sorge zu tragen, wenn nicht die

Denkmalschutzbehörde vorher die Fortsetzung der Arbeiten gestattet.

1. Art der baulichen Nutzung 

  II. Festsetzungen des Bebauungsplanes

(gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, i.V.m. §§ 1 bis 11 BauNVO)
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Die Vervielfältigung ist nur für eigene, nichtgewerbliche Zwecke gestattet. (§ 5 Abs.3 des Niedersächsischen Gesetzes über

das amtliche Vermessungswesen - NVermG - vom 12.12.2002, geändert durch Artikel 9 des Gesetzes vom 16.05.2018

Nds.GVBl. S. 66).

Die Planunterlage entspricht dem Inhalt des Liegenschaftskatasters und weist die städtebaulich

bedeutsamen baulichen Anlagen sowie Straßen, Wege und Plätze vollständig nach (Stand vom

07.05.2021).

Sie ist hinsichtlich der Darstellung der Grenzen und der baulichen Anlagen geometrisch einwandfrei.

Die Übertragbarkeit der neu zu bildenden Grenzen in die Örtlichkeit ist einwandfrei möglich.

Nordhorn, den ............................... ......................................................................................

Vermessungsbüro Hempen GbR

Öffentlich bestellte(r) Vermessungsingenieur(in)

Seilerbahn 7, 48529 Nordhorn

Öffentliche Auslegung

Der Rat der Gemeinde Wilsum hat in seiner Sitzung am ........................ dem Entwurf des

Bebauungsplans und der Begründung zugestimmt und die öffentliche Auslegung gemäß § 3 Abs. 2

BauGB beschlossen.

Ort und Dauer der öffentlichen Auslegung wurden am ........................ ortsüblich bekannt gemacht.

Der Entwurf des Bebauungsplans mit der Begründung hat vom .................... bis .................... gemäß

§ 3 Abs. 2 BauGB öffentlich ausgelegen.

Gemäß § 4a Abs. 2 BauGB sind gleichzeitig die Stellungnahmen der Behörden und sonstigen

Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB eingeholt worden.

Wilsum, den ....................

...................................

Gemeindedirektor

Satzungsbeschluss

Der Rat der Gemeinde Wilsum hat den Bebauungsplan nach Prüfung der Stellungnahmen gemäß

§§ 3 Abs. 2 und 4 Abs. 2 BauGB in seiner Sitzung am ........................ als Satzung (§10 BauGB)

sowie die Begründung beschlossen.

Wilsum, den ....................

...................................

Gemeindedirektor

Inkrafttreten

Der Satzungsbeschluss über den Bebauungsplan Nr. 17 "Dorfmitte, Teil II", 3. Änderung ist gemäß

§ 10  Abs. 3 BauGB am ........................ ortsüblich bekannt gemacht worden.

Der Bebauungsplan ist damit am ........................ rechtsverbindlich geworden.

Wilsum, den ....................

...................................

Gemeindedirektor

Aufstellungsbeschluss

Der Rat der Gemeinde Wilsum hat in seiner Sitzung am ........................ die Aufstellung des

Bebauungsplans beschlossen. Der Aufstellungsbeschluss ist gemäß § 2 Abs. 1 BauGB am

........................ ortsüblich bekannt gemacht worden.

Wilsum, den ....................

...................................

Gemeindedirektor

Präambel und Ausfertigung

Aufgrund der §§ 1 Abs. 3 und 10  und 13 des Baugesetzbuches (BauGB) vom 03.11.2017 (BGBl. I

S. 3634) in der aktuell gültigen Fassung, des § 84 der Niedersächsischen Bauordnung (NBauO)

vom 03.04.2012 (Nds. GVBl. S. 46) in der aktuell gültigen Fassung und der §§ 10 und 58 des

Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) vom 17.12.2010 (Nds. GVBI. S.

576) in der aktuell gültigen Fassung hat der Rat der Gemeinde Wilsum diesen Bebauungsplan

Nr. 17 "Dorfmitte, Teil II", 3. Änderung, bestehend aus der Planzeichnung, den textlichen

Festsetzungen und den örtlichen Bauvorschriften, als Satzung beschlossen.

Wilsum, den ..................... (SIEGEL)

................................. ..................................

Bürgermeister Gemeindedirektor

     

Verletzung von Vorschriften

Innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung des Bebauungsplanes sind Verletzungen von

Verfahrens- und Formschriften gemäß § 214 Abs. 1 BauGB oder beachtliche Verletzungen unter

Berücksichtigung des § 214 Abs. 1 BauGB der Vorschriften über das Verhältnis des

Bebauungsplanes und des Flächennutzungsplanes oder beachtliche Mängel des

Abwägungsvorganges gemäß § 214 Abs. 3 BauGB nicht geltend gemacht worden. Entsprechende

Verletzungen oder Mängel werden damit unbeachtlich.

Wilsum, den ....................

...................................

Gemeindedirektor

Grenze des räumlichen Geltungsbereichs der angrenzenden Bebauungspläne

Geschossflächenzahl 

Grundflächenzahl 

2. Maß der baulichen Nutzung

(gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, i. V. m. §§ 16 bis 21a BauNVO)

3. Bauweise, Baulinien, Baugrenzen

(gem. § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, i. V. m. §§ 22 u. 23 BauNVO)

Zahl der Vollgeschosse (Höchstmaß)

nur Einzel- und Doppelhäuser 

offene Bauweise 

Baugrenze
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15. Sonstige Planzeichen

Grenze des räumlichen Geltungsbereichs des Bebauungsplanes

(gem. § 9 Abs. 7 BauGB)
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Allgemeine Wohngebiete 
WA

Hinweis (Darstellung ohne Normcharakter)

6. Verkehrsflächen

(gem. § 9 Abs. 1 Nr. 11 und Abs. 6 BauGB)

Bereiche ohne Ein- und Ausfahrt


